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Gesetz zur Lohn-
gleichheit tritt am 
1. Juli 2020 in Kraft 
 
Unternehmen mit mehr als 
100 Mitarbeitenden müs-
sen bis spätestens Ende 
Juni 2021 die erste be-
triebsinterne Lohngleich-
heitsanalyse durchge-
führt haben. Lernende wer-
den nicht zu den Mitarbei-
tenden dazugezählt. 

Als Methode für die Analyse 
empfiehlt der Bund das be-
reits entwickelte Online-
Tool «Logib» und/oder er 
wird ein kostenloses Tool 
zur Verfügung stellen. Als 
Prüfstellen können Revisi-
onsunternehmen oder eine 
Arbeitnehmervertretung 
beauftragt werden. Inner-
halb eines Jahres nach 
Durchführung der Lohn-
gleichheitsanalyse ist zu 
Handen der Leitung des ge-
prüften Unternehmens ein 
Bericht über das festge-
stellte Ergebnis zu verfas-
sen. 

Privatrechtliche Unterneh-
men sind verpflichtet, ihre 
Mitarbeitenden bis spätes-
tens ein Jahr nach Ab-
schluss der Überprüfung 
schriftlich über das Ergeb-
nis der Lohngleichheitsana-
lyse zu informieren. Bei  

 
 
 
 

börsenkotierten Gesell-
schaften ist die Lohngleich-
heitsanalyse im Anhang 
der Jahresrechnung zu ver-
öffentlichen. 

Der Gesetzgeber verzichtet 
auf Sanktionen in Bezug 
auf die Lohngleichheit. 
Werden anlässlich der Ana-
lyse Ungleichheiten festge-
stellt, ist das Unternehmen 
nicht verpflichtet, Kor-
rekturen vorzunehmen. 

Das Gesetz und die dazu-
gehörenden Verordnungen 
treten per 2031 aufgrund 
der Sunset-Klausel wieder 
ausser Kraft.  

Was sind asymmet-
rische Dividenden? 
 
Werden Dividenden an die 
Aktionäre einer Aktienge-
sellschaft abweichend 
von deren kapitalmässi-
gen Beteiligungsquoten 
ausgerichtet, spricht man 
von einer asymmetrischen 
Dividende. So zahlt sich 
zum Beispiel Daniel Meier, 
der mit seiner Ehefrau die 
Power AG zu je 50% be-
sitzt, CHF 200'000 Divi-
dende aus und sie erhält 
nur CHF 100'000. In den 
Statuten der Power AG fin-
den sich keine Zusatzbe-
stimmungen, wonach die 
Gewinnverteilung abwei- 

 
 
 
 

chend von den handels-
rechtlichen Grundsätzen 
vorzunehmen wäre. Der 
Gewinnanspruch der ein-
zelnen Aktionäre der Power 
AG bemisst sich also nach 
den kapitalmässigen Betei-
ligungsquoten, d.h. ent-
sprechend dem jeweiligen 
einbezahlten Aktienkapital. 

Die Auszahlung der Divi-
dende ist folglich im Wider-
spruch zur handelsrechtli-
chen Regelung, wonach je-
der Aktionär Anspruch auf 
je die Hälfte der Dividende 
hätte. 

Steuerrechtlich ergeben 
sich zwei mögliche Konse-
quenzen: 

- Die höhere Auszahlung 
an Daniel Meier gilt als 
Schenkung: In diesem 
Fall muss Daniel Meier 
die Dividende als Ein-
kommen versteuern. 

- Daniel Meier erhält die 
höhere Auszahlung, um 
seinen überdurch-
schnittlichen Einsatz als 
Geschäftsführer zu ent-
gelten. Bei dieser Beur-
teilung resultiert, dass 
die Dividende als Lohn-
bestandteil zu werten  

- ist und Sozialabgaben 
zu tätigen sind. 

Asymmetrische Dividenden 
können also eine Steuer- 

 
 
 



 
 
 
falle darstellen. Kantonal 
herrschen Unterschiede bei 
der steuerlichen Beurtei-
lung einer asymmetrischen 
Dividendenauszahlung. Es 
ist ratsam, vor einer sol-
chen Auszahlung eine 
Fachperson zu konsultie-
ren.  
 
Präzisierte Eintra-
gung der Zeich-
nungsberechtigun-
gen einer Gesell-
schaft möglich 
 
Im Handelsregister ist es 
möglich, die Zeichnungs-
berechtigung bei Kollektiv-
unterschrift so einzu-
schränken, dass nur be-
stimmte namentlich ge-
nannte Personen mitei-
nander gültig unterzeich-
nen können. Konkret be-
deutet ein solcher Eintrag: 
«Kollektivunterschrift zu 
zweien zusammen mit X. 
oder Y.» (Quelle: BGE 
4A_536/2015 vom 
3.3.2016)  
 
Beps-Abkommen 
gegen Steuerver-
meidung von Fir-
men trat am 1. De-
zember in Kraft 
 
Das Beps-Abkommen ge-
gen die Steuervermeidung 
von Unternehmen trat am 
1. Dezember 2019 in Kraft. 
Es handelt sich um ein Ab-
kommen der OECD und es 
geht um die Verhinderung 
der Gewinnverkürzung und 
Gewinnverlagerung. 

 
 
 
 

 
 
 
Neu sollen Doppelbesteue-
rungsabkommen mit ande-
ren Staaten nicht nur dop-
pelte Besteuerung, son-
dern auch Missbrauch 
durch doppelte Nichtbe-
steuerung verhindern. 

In den Doppelbesteue-
rungsabkommen wird neu 
festgehalten ist, dass sie 
keine Gelegenheit zu dop-
pelter Nichtbesteuerung o-
der reduzierter Besteue-
rung durch Steuerhinter-
ziehung oder -umgehung 
bieten sollen. (Quelle: 
Staatssekretariat für inter-
nationale Finanzfragen)  
 
EasyGov.swiss neu 
mit Suva-Lohnde-
klaration und Be-
willigungsdaten-
bank 
 
Der Online-Schalter für Un-
ternehmen EasyGov.swiss 
unterstützt neu insbeson-
dere Kleinunternehmen 
beim Erfassen ihrer Lohn-
daten für die Lohndeklara-
tion an die Suva. 

Die Funktionen des Betrei-
bungsschalters sind nun 
auch für Vereine, Stiftun-
gen und Genossenschaften 
verfügbar. Und eine Be-
willigungsdatenbank 
verschafft Übersicht über 
alle bewilligungspflichtigen 
und reglementierten Be-
rufe in der Schweiz. 
(Quelle: SECO)  
 
Dreijähriges Kon-
kurrenzverbot zu-
lässig 
 
 
 

 
 
 
Das Bundesgericht hat ein 
Urteil der Vorinstanz bestä-
tigt, dass ein Konkurrenz-
verbot, das jede Konkur-
renzierung in der Schweiz 
für die Dauer von drei Jah-
ren verbietet, gültig ist. 
Bedingung dafür ist, dass 
der Arbeitnehmer Einblick 
in den Kundenkreis und die 
Fabrikations- und Ge-
schäftsgeheimnisse des 
Unternehmens hatte und 
das Unternehmen erheb-
lich schädigen könnte. Die 
Beweislast für diese Bedin-
gungen trägt der Arbeitge-
ber. (Quelle: BGE 
4A_210/2018 vom 
2.4.2019)  
 
Teilzeitmitarbei-
tende und Unfall-
versicherung: Was 
gilt? 
 
Wird ein Mitarbeitender 
wegen eines Unfalls ar-
beitsunfähig, springt die 
obligatorische Unfallversi-
cherung UVG ein. Sie zahlt 
für Berufsunfälle und in der 
Regel auch für Nichtberufs-
unfälle. Teilzeitmitarbei-
tende, die weniger als acht 
Stunden pro Woche bei ei-
nem Arbeitgeber arbeiten, 
sind nur für Berufsunfälle 
und Unfälle auf dem Ar-
beitsweg versichert. 

Wieviel der Mitarbeitende 
gearbeitet hat, hängt von 
seiner effektiven Arbeits-
zeit ab, und nicht davon, 
was im Arbeitsvertrag ver-
abredet wurde. 

Arbeitet der Mitarbeitende 
weniger als acht Stunden 
bei einem Arbeitgeber,  

 
 
 



 
 
 
muss er die Nichtberufsun-
falldeckung über seine pri-
vate Krankenkasse ein-
schliessen. Diese bezahlt 
aber kein Taggeld, sondern 
übernimmt nur die Hei-
lungskosten. Ein Taggeld 
müsste zusätzlich versi-
chert werden. 

Die Leistungen der obliga-
torischen Unfallversiche-
rung treten vollständig an-
stelle der Lohnfortzah-
lungspflicht des Arbeitge-
bers, sofern die Leistungen 
mindestens 80 Prozent des 
Lohnes betragen. Ist die 
Auszahlung geringer, so 
hat der Arbeitgeber die Dif-
ferenz bis 80 Prozent für 
eine beschränkte Zeit zu 
entrichten. Dies gilt nur, 
wenn das Arbeitsverhältnis 
mehr als drei Monate ge-
dauert hat oder für mehr 
als drei Monate eingegan-
genen wurde.  
 
Anpassung der Ab-
schreibungs-Merk-
blätter der Eidg. 
Steuerverwaltung 
 
Die Eidg. Steuerverwaltung 
hat ihre Merkblätter bezüg-
lich der Abschreibungen 
auf Anlagevermögen von 
geschäftlichen Betrieben 
an das neue Rechnungsle-
gungsrecht angepasst. Das 
Merkblatt listet alle mögli-
chen Situationen für Ab- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
schreibungen auf und unter 
welchen Umständen sie 
vorgenommen werden dür-
fen. (Quelle: 
http://bit.ly/2MbMYhI)   
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